
 

Bekanntmachung der Stadt Brunsbüttel 
Grundsatzbeschluss über den Umgang mit dem „Bauturbo“ 

 
Der Bauausschuss der Stadt Brunsbüttel hat in seiner Sitzung am 17.03.2026 auf der Grundlage 
der Vorlage VO/0052/26 (ö) folgenden Beschluss gefasst: 
 
1.Die Stadt Brunsbüttel will die neuen Instrumente der Novelle des Baugesetzbuchs (BauGB) 
vom 30.10.2025 zur Beschleunigung des Wohnungsbaus nutzen („Bauturbo“). Gleichzeitig 
bekennt sich der Bauausschuss zu einer geordneten städtebaulichen Entwicklung Brunsbüttels 
auf der Grundlage des jeweils aktuellen Stands des Flächennutzungsplans. Von der Anwendung 
des Bauturbos ausgenommen sind Vorhaben, die  
 
a)  innerhalb von festgesetzten Industriegebieten liegen, 
b) innerhalb von festgesetzten Gewerbegebieten liegen, in Randlagen zu wohnbaulichen 
Nutzungen erfolgt eine Einzelfallprüfung oder 
c) nicht im Vorfeld des Ersuchens um Zustimmung der Gemeinde mit dem Bauamt der Stadt 
Brunsbüttel abgestimmt wurden.  
 
2. Wohnbauliche Entwicklungen in Gebieten von Bebauungsplänen nach § 31 Abs.3 BauGB und 
im unbeplanten Innenbereich nach § 34 Abs.3 BauGB können die Zustimmung erhalten, wenn 
insbesondere  
 
• das Vorhaben – unabhängig von ggf. bestehenden Bebauungsplänen – den städtebaulichen 
Zielvorstellungen der Stadt (städtebauliche Rahmenpläne, Wohnungsmarktkonzept, SEVESO-
III-Untersuchung, Einzelhandelskonzept, IEK Beamtenviertel, IEK Brunsbüttel-Ort) nicht 
widerspricht und die Orientierungswerte zum Maß der baulichen Nutzung gem. § 17 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der jeweils aktuell geltenden Fassung eingehalten 
werden, 
• der Nachweis der Verfügbarkeit über das Grundstück erfolgt ist und der Antragsteller einen 
städtebaulichen Vertrag zur Sicherung der Umsetzung der städtischen Ziele (s.o.) einschließlich 
einer Bauverpflichtung (Baubeginn und Baufertigstellung: innerhalb von zwei Jahren) vor der 
Beantragung abschließt. 
Andernfalls ist die Zustimmung nach § 36a BauGB zu versagen.  
 
3. Der bauliche Außenbereich nach § 35 BauGB ist grundsätzlich von Neubebauung 
freizuhalten. Ausnahmsweise können wohnbauliche Entwicklungen nach § 246e BauGB die 
Zustimmung erhalten, wenn insbesondere  
 
• das projektierte Grundstück im Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche dargestellt ist, 
• das Vorhaben den städtebaulichen Zielvorstellungen der Stadt (s.o.) nicht widerspricht, 
• der Nachweis der Verfügbarkeit über das Grundstück erfolgt ist und 
• der Antragsteller einen städtebaulichen Vertrag zur Sicherung der Umsetzung der städtischen 
Ziele (s.o.) einschließlich einer Bauverpflichtung (Baubeginn und Baufertigstellung: innerhalb 
von zwei Jahren) vor der Beantragung abschließt. 
Andernfalls ist die Zustimmung nach § 36 a BauGB zu versagen. 
 
Den vollständigen Beschluss mit den Erläuterungen finden Sie im Internet auf der Homepage 
der Stadt Brunsbüttel unter der URL: https://www.stadt.brunsbuettel.de/buergerservice/digitaler-
service/bekanntmachungen oder können diesen im FB3-Bauamt, Albert-Schweitzer-Straße 9 in 
25541 Brunsbüttel während der Öffnungszeiten einsehen. 
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Brunsbüttel, den 13.04.2026 
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